
Fällen ein Einvernehmen, 25 Anträge wurden zurückgezogen, und nur in 14 Fällen
konnte keine Einigung erzielt werden. Aufgrund dieser Ergebnisse kam der Bürger¬
meister zu einem positiven Urteil: "Die Errichtung des Einigungsamtes ist allerseits
begrüßt worden; es hat sehr segensreich zum Wohle der Eigentümer wie Mieter und
Hypothekengläubiger wie -Schuldner in hiesiger Stadt gewirkt".33

Bald aber mußte der Bürgermeister seine Bewertung über den positiven Beitrag des

städtischen Mieteinigungsamts zur Ausschöpfung der städtischen Wohnraumkapazitä-
ten revidieren. Es zeigte sich, daß vor allem die Vermieter sich dem wachsenden
Dirigismus in der Wohnraumvermittlung und der Gestaltung der Mietbedingungen zu
entziehen suchten. Sie sahen darin zunehmend einen ungerechtfertigten Eingriff in die
Verfügungsgewalt über ihr Eigentum und zogen es vielfach vor, unter diesen Bedin¬
gungen ganz auf die Vermietung ihrer Wohnungen zu verzichten. Am 27. Februar
1918 klagte der Bürgermeister, "daß Eigentümer das Leerstehen von Wohnungen ver¬

schweigen, um sich Mieter ohne Kinder aussuchen zu können, oder aus Angst, die
leerstehendenWohnungen könnten zu Einquartierungszwecken herangezogen werden.
Durch dieses Verhalten einer Anzahl Eigentümer, welches einen Mangel an vaterlän¬
dischem Interesse beweist, wird die ohnehin schon herrschende Wohnungsnot noch
wesentlich vergrößert."34

Offensichtlich hatten sich die mit der Einrichtung des Mieteinigungsamts verbundenen
Ansätze zu einer behördlichen Kontrolle und Steuerung des städtischen Wohnungs¬
markts als völlig kontraproduktiv erwiesen, da entgegen der erklärten Absicht der
Verwaltung nun der verfügbare Wohnraum durch die Obstruktionshaltung mancher
Vermieter reduziert wurde.
Die Verwaltung vermochte sich in dieser kritischen Situation, die zudem durch die
kriegsbedingten Belastungen und Unsicherheiten gesteigert wurde, nur durch den
weiteren Ausbau der Interventionsmaßnahmen zu helfen, die unmittelbar zu einer
Wohnungszwangswirtschaft führten. Einerseits erteilte der Bürgermeister der Orts¬
polizei den Auftrag, ein Verzeichnis sämtlicher z.Z. leerstehender bzw. in Kürze frei
werdender Wohnungen anzufertigen.35 Andererseits erreichte er eine Ausdehnung
der Kompetenzen des Mieteinigungsamts, das nun faktisch weniger einem Interessen¬
ausgleich zwischen Mietern und Vermietern als vielmehr dem Schutz der Mieter
verpflichtet war. Im Sommer 1918 wurde das Mieteinigungsamt ermächtigt,36 gemäß
der Mieterschutzverordnung vom 26. Juli 1917 Entscheidungen über die Wirksamkeit

33 AMS, Q IV, Akten betr. Einigungsamt, Bericht des Bürgermeisters an das Ministerium für
Elsaß-Lothringen v. 15. Febr. 1917.
34 Ebd., interne Notiz für die städtische Polizeiverwaltung v. 27. Febr. 1918. Am 23. März
1918 schrieb der Bürgermeister an das Amtsgericht: "Die Gründe der Eigentümer zur Kündi¬
gung sind nach den Erfahrungen des Mieteinigungsamts in sehr vielen Fällen nur Vorwände,
um bei der Neuvermietung einen höheren Mietzins zu erlangen oder aber, um Mieter mit
mehreren Kindern aus der Wohnung zu bekommen."
35 Ebd., Schreiben des Bürgermeisters v. 27. Febr. 1918.
36 Ebd., Schreiben des Ministeriums für Elsaß-Lothringen an den Bezirkspräsidenten v. 18.
Juli 1918.
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